
 

N i e d e r s c h r i f t 
 
über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderats der Gemeinde Wiernsheim 
am 
 

Mittwoch, den 17.12.2008 
 

 
im Sitzungssaal des Rathauses Wiernsheim. 
 
 
Vor Beginn der Tagesordnung begrüßt BM Oehler die anwesenden 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte und die Presse. 
 
BM Oehler stellt fest, dass die Einladung zu dieser Gemeinderatssitzung rechtzeitig 
zugestellt worden ist, Einwendungen gegen die Tagesordnung wurden keine 
erhoben. Der Bürgermeister weist daraufhin, dass viele Tagesordnungspunkte der 
heutigen Sitzung vom Gemeinderat auf der Klausurtagung ausführlich vorberaten 
wurden. 
 
 
TOP 1  Einwohnerfragestunde 
 
Es werden keine Anfragen an die Gemeindeverwaltung gestellt. 
 
 
TOP 2  Beratung und Beschlussempfehlung zur Haushaltssatzung mit 

Haushaltsplan 2009 der Gemeinde Wiernsheim 
 
Bürgermeister Oehler verweist auf die intensive Vorberatung der Haushaltssatzung 
mit Haushaltsplan 2009 durch den Verwaltungsausschuss (VA). Der VA hat das 
Druckwerk in der vorliegenden Fassung einstimmig dem Gemeinderat zur Annahme 
empfohlen. 
 
Kämmerer Enz erläutert die Haushaltseckdaten: Volumen des Gesamthaushalts 
(18.778.800 Euro) bestehend aus Verwaltungshaushalt (11,82 Mio. Euro) und 
Vermögenshaushalt (6,96 Mio. Euro); Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen (660.000 Euro); Verpflichtungsermächtigungen 
(360.000 Euro); Zuführungsrate vom Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt (ca. 
1,56 Mio. Euro). 
Des weiteren stellt Enz Einnahmequellen und Ausgabeposten des 
Verwaltungshaushalts vor: 

• Einnahmen: Grundsteuer (635.000 Euro), Gewerbesteuer (1,26 Mio. Euro), 
Anteil Einkommensteuer (3,07 Mio. Euro), übrige Steuern und Zuweisungen 
(2,41 Mio. Euro), Einnahmen aus Verwaltung, Betrieb und Gebühren (2,7 Mio. 
Euro), kalkulatorische Einnahmen (1,53 Mio. Euro) 

• Ausgaben: Personalausgaben (2,37 Mio. Euro), laufende Sachausgaben und 
Betriebsaufwand (2,55 Mio. Euro), Zuweisungen und Zuschüsse (955.800 
Euro), Umlagen (2,65 Mio. Euro), kalkulatorische Kosten (1,53 Mio. Euro) 

 



 

Darüber hinaus präsentiert Kämmerer Enz die Einnahmen- und Ausgabenstruktur 
des Vermögenshaushalts 2009. Bei den Einnahmen führt Enz die Grundstückserlöse 
(3,73 Mio. Euro), die Zuschüssen und Spenden (1,01 Mio. Euro) und die Zuführung 
vom Verwaltungshaushalt (1,56 Mio. Euro) an. Bei den Ausgaben spricht Enz die 
Baumaßnahmen (1,94 Mio. Euro) und den Erwerb von Grundstücken (3,92 Mio. 
Euro) an. 
 
Zusammenfassend stellt Gemeindekämmerer Enz stellt fest, dass der Haushalt nur 
dann ausgeglichen werden kann, wenn der Bauplatzverkauf im künftigen 
Wiernsheimer Neubaugebiet Schelmenäcker/Lochmanns Kreuz wie geplant läuft. In 
Hinblick auf Details des Haushalts verweist Enz wie BM Oehler auf die Vorberatung 
im VA. 
 
GR Hudak spricht den Unsicherheitsfaktor „Bauplatzverkäufe“ im Haushalt an und 
erkundigt sich bei der Verwaltung nach einer Lösung. BM Oehler teilt hierzu mit, dass 
die Gemeinde sich darum bemüht, günstige Bauplatzpreise bieten zu können, damit 
sich auch ein normaler Facharbeiter ein Haus leisten kann. 
 
GR Grammel und GR Blessing sprechen das Finanzierungskonzept der Verwaltung 
für die vorzufinanzierende Erschließung des neuen Baugebietes 
Lochmannskreuz/Schelmenäcker an. Dieses würde laut Enz von der 
Aufsichtsbehörde in der vorliegenden Form genehmigt. 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig wie von der Verwaltung vorgeschlagen 
die vorliegenden Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2009. 
 
 
TOP 3  Beratung und Beschlussempfehlung zum Wirtschaftsplan 2009 

des Eigenbetriebes Wasserversorgung -Gemeindewerke 
Wiernsheim- 

 
Bürgermeister Oehler übergibt Kämmerer Enz das Wort. Dieser erläutert kurz und 
prägnant die Zahlen des Wirtschaftsplans 2009 des Eigenbetriebs 
Wasserversorgung: 
 
Laut Enz summieren sich Erträge und Aufwendungen im Erfolgsplan auf 830.500 
Euro. Das Volumen des Erfolgsplans wird im Wesentlichen von den 
Dividendeneinnahmen der über 400.000 EnBW-Aktien auf der Ertragsseite und der 
Wasserrohrnetzsanierung auf der Aufwandsseite beeinflusst. Der gesamte 
Finanzierungsbedarf im Vermögensplan beläuft sich auf 726.000 Euro. Im Jahr 2009 
werden voraussichtlich nur geringe Ausgaben im Bereich der Investitionen anfallen. 
Als „Hauptausgabenfaktor“ 2009 im Vermögensplan wird der bis zum Jahr 2006 
aufgelaufene Finanzierungsfehlbetrag von 422.000 Euro eingestellt. Ausgeglichen 
wird der Vermögenshaushalt durch eine geplante Kreditermächtigung von 540.000 
Euro. 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, wie von der Verwaltung 
vorgeschlagen, den Wirtschaftsplan 2009 des Eigenbetriebes 
Wasserversorgung. 
 
 



 

TOP 4  Umlegungsanordnung für das Bebauungsplangebiet „Lochmanns 
Kreuz/Schelmenäcker“ 

 
Bürgermeister Oehler begrüßt den mit der Durchführung des Umlegungsverfahrens 
betrauten Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur Siegfried Gerst, von Gerst-
Vermesssung aus Mühlacker. 
 
BM Oehler erklärt, dass die Umlegung nach § 46 Abs. 1 BauGB vom Gemeinderat 
angeordnet wird, wenn und sobald sie für die Verwirklichung eines Bebauungsplan 
erforderlich ist. Der Verwaltungschef verweist darauf, dass die Umlegungsanordnung 
keine Rechtsfolgen auslöst, vielmehr als Weisung gilt an die Umlegung 
durchführende Stelle, damit diese tätig werden kann. 
 
Nach einen Blick auf den Lageplan zur Umlegungsanordnung stellt Bürgermeister 
Oehler fest, dass die Landesstraße L1135 nicht umgelegt wird. Weiter teilt BM 
Oehler mit, dass der Umlegungsausschuss der Gemeinde aus den Gemeinderäten 
Dr. Stuible, Beuchle, Kolacek und Bäuerle besteht. 
 
Laut Verwaltungschef Oehler muss der Gemeinderat über zwei Punkte abstimmen: 
a.) den Namen der Umlegung und 
b.) die Bestellung eines bautechnischen Sachverständigen 
 
Beschlussfassung: 
 
a.) In Hinblick auf den Namen der Umlegung fällt der Gemeinderat einstimmig 
folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat ordnet gemäß § 46 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch in der jeweils 
geltenden Fassung) für das Gebiet des Bebauungsplans „Lochmanns Kreuz / 
Schelmenäcker“ im Bereich  
westlich des Flurstücks 4101, im Bereich des westlichen Teils des Flurstücks 1481, 
westlich des Flurstücks 4180, nördlich des Flurstücks 4205 (Weg), östlich des 
Flurstücks 5625 („Breiter Weg“), südöstlich des Flurstücks 4206, nordöstlich des 
Flurstücks 4106 („Grundweg“), südöstlich und nordöstlich des Flurstücks 4076, süd-
östlich des nordöstlichen Teils des Flurstücks 4075, südwestlich des Flurstücks 4081 
und im Bereich des südöstlichen Teils des Flurstücks 4081 („Silberpfad“), östlich des 
Flurstücks 4087 und im Bereich des nord-östlichen Teils des Flurstücks 4087, im 
Bereich südlich des Flurstücks 4120 („Iptinger Straße“); im Bereich südwestlich des 
Flurstücks 2819 (Weg), nördlich des Flurstücks 4120 („Iptinger Straße“) und 
südöstlich des Flurstücks 2813  
in der Gemarkung Wiernsheim die Umlegung von Grundstücken nach den 
Vorschriften des vierten Teils (§§ 45 bis 79) des Baugesetzbuches an. Die Umlegung 
trägt die Bezeichnung „Lochmanns Kreuz / Schelmenäcker“. 
 
b.) Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass Bauamtsleiter Bischoff zum 
bautechnischen Sachverständigen und Siegfried Gerst zum 
vermessungstechnischen Sachverständigen bestellt werden. 
 
 
 
TOP 5  Beratung und Beschlussfassung über weiteres Vorgehen 

bezüglich EnBW-Aktien 



 

 
BM Oehler verweist auf die vorliegende Tischvorlage. Er erklärt, dass ein Verkauf der 
401.073 EnBW-Aktien auf absehbare Zeit nicht möglich sein wird. Bürgermeister 
Oehler erinnert daran, dass vor 15 Jahren, auf Rat der GPA, die Aktien in die 
Wasserversorgung gebracht wurden. Im Folgenden wird im Gremium kontrovers 
diskutiert, ob das Aktienpaket aktuell aus dem Sondervermögen des Eigenbetriebs 
Wasserversorgung in den allgemeinen Gemeindehaushalt übernommen werden soll 
oder nicht. GR Grammel erläutert hierzu beide Verfahrensmöglichkeiten. GR Retter 
plädiert dafür, den bisherigen sicheren Weg weiterhin zu wählen. BM Oehler bläst in 
dasselbe Horn und erklärt, dass er „kein Zocker“ (Zitat Oehler) sei. 
 
Es wird bei zwei Gegenstimmen und einer Enthaltung mehrheitlich 
beschlossen das Aktienpaket im Eigenbetrieb Wasserversorgung zu belassen. 
 
 
TOP 6  Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
 
BM Oehler weist darauf hin, dass die Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
(FLNP) auf der Klausurtagung ausführlich beraten wurde. Der Verwaltungschef lobt 
hierbei die LBBW Immobilien Kommunalentwicklung GmbH (KE) mit dem 
federführenden Herrn Roth für die hervorragende Arbeit. Die KE war in der 
Gemeinderatssitzung am 28. Mai 2008 einstimmig damit beauftragt worden, die 
Gemeindeentwicklung Wiernsheims zu untersuchen. 
 
Als Ergebnis der Beratung über die Fortschreibung des Flächennutzungsplans stellt 
Bürgermeister Oehler fest, dass mehr Gebiete, als letztlich möglich sein werden, 
ausgewählt wurden, damit flexibel reagiert werden kann und sich anbietende 
Chancen genutzt werden können. Anschließend erläutert BM Oehler ausführlich die 
einzelnen Ergebnisse teilortbezogen. Der Bürgermeister erwähnt, dass in der 
Fortschreibung keine weiteren Gewerbegebiete ausgewiesen werden. Laut BM 
Oehler kommen vielmehr Gebiete mit reinem Wohngebietscharakter oder, bei einem 
kleinen Teil der Gebiete, auch eine Mischnutzung in Frage. 
 
Bürgermeister Oehler erklärt, dass das Gespräch mit BM Kurz, wegen eines 
Gebietstauschs im Bereich Pinache, nicht erfolgreich verlaufen ist. Anschließend gibt 
er das Wort an Herrn Roth von der KE. Dieser bedankt sich für den Auftrag, die gute 
Zusammenarbeit und weist allgemein auf die Wichtigkeit des Flächennutzungsplans 
hin. Er merkt an, dass die einzelnen Ergebnisse ausführlich begründet wurden, 
jedoch am Ende nicht alle Flächen-Wünsche berücksichtigt werden können. 
 
Es wird einstimmig beschlossen, den Plan in der jetzt vorliegenden Fassung in 
den Gemeindeverwaltungsverband Heckengäu einzubringen. 
 
 
TOP 7  Aufhebung der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- 

und Flüchtlingsunterkünften 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 23.7.08 bereits einstimmig beschlossen, 
die Satzung über die Benutzung von Obdachlosen – und Flüchtlingsunterkünften 
ersatzlos aufzuheben und künftig Entgelte für die Benutzung gemeindlicher 
Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte auf privatrechtlicher Grundlage zu erheben. 



 

GR Grammel stellt fest, dass zur Umsetzung dieses Beschlusses noch eine förmliche 
Aufhebungssatzung erlassen werden muss. Damit kann die Aufhebung der 
bisherigen Satzung über die Benutzung von Obdachlosen – und 
Flüchtlingsunterkünften rückwirkend zum 30. Juni 2008 rechtswirksam werden. 
 
Der Gemeinderat folgt der Empfehlung der Verwaltung und beschließt 
einstimmig die Aufhebungssatzung in der vorliegenden Entwurfsfassung. 
 
 
TOP 8  Änderung und Neufassung der Hundesteuersatzung 
 
BM Oehler teilt mit, dass sich der Verwaltungsausschuss bei seiner Sitzung am 15. 
Juli 2008 eingehend mit der Überarbeitung der Hundesteuersatzung der Gemeinde 
befasst hat, weil sich herausgestellt hat, dass durch die seinerzeit vorgenommene 
undifferenzierte Übernahme der Mustersatzung des Gemeindetages in der 
Verwaltungspraxis bei der Kasse Probleme aufgetreten sind. Bürgermeister Oehler 
verweist auf die Tischvorlage und gibt wegen der Einzelheiten das Wort an GR 
Grammel. Dieser erläutert die Knackpunkte und die getroffenen Beschlüsse des 
Verwaltungsausschusses (VA): 
 

• Nach der geltenden Satzung wird das Halten sämtlicher Hunde besteuert, ohne 
danach zu differenzieren, zu welchem Zweck die Hundehaltung erfolgt. Der VA 
hat deshalb beschlossen, dem Gemeinderat zu empfehlen, gewerbliche 
Gebrauchshunde generell von der Besteuerung auszunehmen und privat 
gehaltene Hofhunde im Außenbereich nur dem halben Steuersatz zu 
unterwerfen. 

• Behindertenbegleithunde sind nach der geltenden Satzung von der Steuer 
befreit. Entsprechende Nachweise können nach der geltenden Satzung jedoch 
nicht sämtliche Kategorien von Schwerbehinderten führen. Der VA empfiehlt 
dem Gemeinderat eine entsprechende Gleichstellung herbeizuführen. 

• Nach der früheren Praxis waren geprüfte Rettungshunde vollständig von der 
Steuer befreit. Nach der nunmehr geltenden (Muster-) Satzung des 
Gemeindetags kann eine solche Steuerbefreiung nur noch gewährt werden, 
wenn die betreffenden Hunde auch tatsächlich im Katastrophenschutz 
eingesetzt sind, also einer entsprechenden Rettungshundestaffel angehören. 
Da in der Gemeinde Wiernsheim keine Rettungshundestaffel tätig ist, schlägt 
der VA dem Gemeinderat vor, geprüfte Rettungshunde dann von der Steuer zu 
befreien, wenn sie auf Grund einer schriftlichen Erklärung des Halters im 
Bedarfsfall zum Schutz der Zivilbevölkerung im Sinne des 
Katastrophenschutzgesetzes zur Verfügung stehen, z.B. zur Fährtensuche bei 
Gebäudeeinstürzen oder Brand. Andererseits soll die Steuerbefreiung von 
Hunden, die lediglich Schutzhundeprüfungen abgelegt haben, entfallen. 

• Bislang werden Jahreshundesteuermarken ausgegeben. Aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung und Rationalisierung soll der Gültigkeitszeitraum der 
Hundemarken künftig drei Jahre betragen. Der VA schlägt dem Gemeinderat 
einstimmig die Annahme des Punktes vor. 

• Außerdem empfiehlt der VA dem Gemeinderat bei der Änderung der Satzung 
einige Ungenauigkeiten im Satzungstext zu beseitigen und diesen an neuere 
Gesetzesdefinitionen anzupassen. 

 



 

GR Bolz erkundigt sich nach den Gebühren für mögliche Kampfhunde in der 
Gemeinde. BM Oehler teilt mit, dass für Kampfhunde keine erhöhte Hundesteuer zu 
bezahlen ist. 
 
GR Hanisch äußert seinen Unmut darüber, dass es generell schwer möglich ist, bei 
einer umfangreichen Tischvorlage wie der vorliegenden eine Entscheidung zu fällen. 
 
Der Gemeinderat beschließt bei einer Enthaltung einstimmig, die 
Hundesteuersatzung der Gemeinde, wie vom Verwaltungsausschuss 
empfohlen, zu ändern und zum 1.1.09 die insgesamt neu gefasste Satzung in 
Kraft treten zu lassen. Der Gemeinderat beschließt zudem einstimmig, die 
Verwaltung dazu zu ermächtigen, im Rahmen von Billigkeitsentscheidungen in 
noch nicht abgeschlossenen Veranlagungsverfahren für die Steuerjahre bis 
2008 für die Steuerpflichtigen günstige Regelungen der neu gefassten Satzung 
anzuwenden. 
 
 
TOP 9  Annahmen von Spenden durch die Gemeinde 
 
Bürgermeister Oehler weist auf § 78 Abs. 4 GemO und auf die Richtlinien zur 
Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen, die der 
Gemeinderat in seiner Sitzung vom 11.10.2006 beschlossen hat, hin; zudem auf die 
Tischvorlage mit den aufgelisteten Spenden. 
 
Der Gemeindekasse erhielt demnach am 3.11.08 vom Kleidermarkt Wiernsheim 300 
Euro für den Kindergarten Serres. Am 10.12.08 wurden der Gemeinde von der 
Sparkasse Pforzheim Calw für die kommunalen Kindergärten in Wiernsheim, Serres 
und Iptingen jeweils 100 Euro gespendet. Am 15.12.08 bekam die Gemeinde 50 
Euro vom Nussbaum Medien Verlag für den Wiernsheimer Kindergarten gespendet. 
 
BM Oehler bittet den Gemeinderat darum, einer Annahme der verlesenen Spenden 
zuzustimmen.  
 
Der Gemeinderat nimmt den Sachvortrag zur Kenntnis und beschließt 
einstimmig, dass die genannten Spenden gemäß § 78 Abs. 4 GemO und 
aufgrund der Richtlinien zur Annahme von Spenden, Schenkungen und 
ähnlichen Zuwendungen, die der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
11.10.2006 beschlossen hat, angenommen und zweckentsprechend verwendet 
werden. 
 
 
TOP 10 Informationen der Verwaltung 
 
Straßenbeleuchtung 
 
Bürgermeister Oehler informiert darüber, dass der Investitionspakt des Bundes ein 
Förderprogramm für die Umstellung der Straßenbeleuchtung von konventionellen auf 
Energiesparlampen vorsieht. Für die Antragstellung ist eine Bestandsaufnahme mit 
Kostenvoranschlägen nötig. BM Oehler berichtet, dass der Arbeitskreis ExWoSt II 
vorschlägt, die Vorbereitung des Förderantrags auf den Technischen Ausschuss zu 
übertragen. Das Gremium nimmt dies zustimmend zur Kenntnis. 



 

 
Jubiläumsaktion „Zukunft gestalten“ 
 
Verwaltungschef Oehler erläutert, dass die Kreissparkasse Pforzheim-Calw im 
rahmen ihrer Jubiläumsaktion „Zukunft gestalten“ Projekte finanziell fördert. Zum 
einen werden nachhaltig wirkende, sichtbare Projekte unterstützt, die aus den 
Bereichen „bürgerschaftliches Engagement“ und „kommunale Vorhaben“ kommen 
können. Zum anderen können Projekte für Schulen und Kindergärten eine Förderung 
erhalten, die der Gemeinschaft bzw. der musischen Bildung sowie dem Sport dienen. 
Für Wiernsheim stehen laut BM Oehler 3.500 Euro zur Verfügung. Er bittet die 
Gemeinderäte sich Gedanken wegen der Umsetzung zu machen. GR Bauer schlägt 
den Kinderspielplatz in Iptingen vor. BM Oehler erklärt, dass er gerne noch mehrere 
Vorschläge hätte, damit dann entschieden werden kann. 
 
 
TOP 11 Verschiedenes 
 
Bürgermeister Oehler weist auf das für die Gemeinderäte zu Mitnahme ausgelegte 
Früchtebrot auf dem Ratstisch hin. 
 
Verwaltungschef Oehler teilt mit, dass Wiernsheim mit dem goldenen EEA geehrt 
wird und dass derzeit noch abgeklärt wird, wer der Gemeinde den Preis überreichen 
wird. Weiter informiert er darüber, dass alle Gemeinderäte zu dem feierlichen Anlass 
in jedem Fall herzlich eingeladen sind. 
 
GR Zundel ergreift das Wort und dankt als 1. stellvertretender Bürgermeister 
pauschal allen, die sich bisher für das Gemeindewohl engagiert haben, insbesondere 
Bürgermeister Oehler. 
 
 
TOP 12 Anfragen der Gemeinderäte 
 
GR Hudak erläutert, wie die Sendeverbindungen von Skytron aus seiner Sicht 
verlaufen und deutet dies an einem Flipchart an. Er ersucht die Gemeinde an Skytron 
zu schreiben, damit klar wird, von wo nach wo die Firma Ihre Signale sendet. GR 
Hanisch erklärt daraufhin, dass die Firma auf Nachfrage bereits mitgeteilt habe, dass 
das Glasfasernetz in Wiernsheim angezapft werde, vom dortigen Bauhof nach Serres 
geschickt werde und dann weiter nach Pinache. 
 
GR Hudak spricht herumliegende Kabel und einen kaputten Zaun in Pinache bei der 
Waldenserhalle an, die er als Hinterlassenschaften der Firma Skytron ansieht und 
bittet die Gemeinde die Firma deswegen zu kontaktieren. GR’in Beuchle teilt mit, 
dass sie deswegen bereits dem Bauamt im Spätherbst Bescheid gesagt habe. 
 
GR Calis beklagt sich über den mangelhaften Service der Firma Skytron. 
Hauptamtsleiter Motschenbacher sagt zu, Skytron deswegen anzusprechen, verweist 
hierbei jedoch darauf, dass der Service vergleichbarer Firmen auch ausbaufähig ist. 
 
GR Blessing spricht die Einmündung Dreilindenweg/Boschstraße in Wiernsheim an. 
Er erklärt, dass sich bei Regen dort eine derartige Pfütze bilden würde, dass die 



 

Menschen vom Gehweg auf die Straße ausweichen müssen. BM Oehler sieht hierbei 
keinen akuten Handlungsbedarf. 
 
GR Janowsky spricht die Situation im Täle in Iptingen an und erkundigt sich nach 
Neuigkeiten. BM Oehler erklärt, dass die Gemeinde an der Sache dran sei. 
 
GR’in Brandauer fragt an, ob es nicht möglich ist, Parkplätze für Dienstfahrzeuge der 
Mitarbeiter der Diakonie anzulegen. Bisher würde wild geparkt. BM Oehler verneint 
dies. Auf Nachfrage von GR’in Brandauer, dass es ein Anliegen der Diakonie sei, teilt 
Bürgermeister Oehler mit, dass die Mitarbeiter gerne zu ihm kommen könnten, um 
die Sache zu besprechen. 
 
 


